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Fraktionsantrag 
FA-7/2024 

Geschäftszeichen II/0/Be/kl 
Sachbearbeiter Herr Becker 

 

Datum 13.06.2024 
 
 
Beratungsfolge Termin 
Haupt- und Finanzausschuss 24.06.2024 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hofgeismar 08.07.2024 

 
 
Antrag (lfd. Nr. 89) der SPD-Fraktion; 
Maßnahmen zur Kostenreduzierung und Einnahmeerhöhung zur Vermeidung von Hebesatz-
anpassungen im Haushalt 2025 
 
 
Beschlussvorschlag 
1. Der Magistrat der Stadt Hofgeismar wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung in der 

ersten Sitzung nach der Sommerpause einen detaillierten Bericht vorzulegen, der die im laufen-
den Jahr unternommenen Maßnahmen zur Kostenreduzierung in der städtischen Verwaltung 
und bei städtischen Dienstleistungen darlegt. 

 
2. Der Magistrat der Stadt Hofgeismar wird beauftragt, parallel einen Bericht über die im laufenden 

Jahr unternommenen Maßnahmen zur Erhöhung der städtischen Einnahmen vorzulegen. 
 
3. Der Magistrat der Stadt Hofgeismar wird beauftragt, in den Berichten eine Prognose zur finanzi-

ellen Situation der Stadt für das kommende Jahr zu geben und darzulegen, welche zusätzlichen 
Maßnahmen geplant oder erwogen werden, um eine Anpassung der Hebesätze zum Haushalt 
2025 zu vermeiden oder auf ein absolut notwendiges Maß zu reduzieren. 

 

 
Begründung 
Die finanzielle Lage der Stadt Hofgeismar erfordert es, alle möglichen Maßnahmen zur Kostenredu-
zierung und Einnahmenerhöhung auszuschöpfen, um die Bürgerinnen und Bürger nicht unnötig 
durch eine Erhöhung der Hebesätze zu belasten. Die SPD-Fraktion ist der Auffassung, dass Trans-
parenz und eine fundierte Entscheidungsgrundlage notwendig sind, um im Rahmen der Haushalts-
planungen für das Jahr 2025 verantwortungsvolle und nachhaltige Entscheidungen treffen zu kön-
nen. Durch die Vorlage detaillierter Berichte über die bereits unternommenen Maßnahmen und die 
geplanten Schritte zur weiteren Kosteneinsparung und Einnahmenerhöhung wird es möglich, eine 
sachgerechte Abwägung zu treffen und die finanzielle Belastung für die Bürgerinnen und Bürger auf 
ein Mindestmaß zu reduzieren. 
 
Weitere Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 
Anlage(n): 
1. Antrag (lfd. Nr. 89) der SPD-Fraktion 




